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Amts-Dlatt 


der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt O. 


Statut 
für den Pommerzig — Blumberger Deichverband. 
Wir Wilhelm, 
von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., ver⸗ 
ordnen auf Grund des Geſetzes über das Deich: 
weſen vom 28. Januar 1848 (Geſetz⸗Sammlung 
Seite 54) nach Anhörung der Beteiligten, was folgt: 
I. Umfang und Zweck des Deichverbandes. 

8 1. Nachdem ſich die Notwendigkeit herausgeſtellt 
hat, die Grundbeſitzer der Niederung von Pommerzig, 
Groß⸗ und Klein⸗Blumberg im Kreiſe Croſſen wegen 
der gemeinſamen Anlage und Unterhaltung von 
Deichen und zweier Auslaßſchleuſen, ſowie wegen 
des gemeinſamen Baues und Betriebes eines Schöpf⸗ 
werkes zu einem Deichverbande zu vereinigen, um 
die Niederung gegen das Hochwaſſer der Oder zu 
ſchützen und ihre wirkſame Entwäſſerung zu ſichern, 
werden die beteiligten Grundeigentümer des Guts⸗ 
und Gemeindebezirks Pommerzig ſowie der Gemeinde⸗ 
bezirke Groß⸗ und Klein⸗Blumberg zu einem Deich⸗ 
verbande vereinigt, welcher den Namen „Pommerzig⸗ 
Blumberger Deichverband“ führt. Der Verband 
hat Korporationsrechte. Er hat ſeinen Gerichtsſtand 
in Züllichau. 

§ 2. a) Dem Vorſtande liegt es ob, auf Grund 
des Entwurfes vom 25. Oktober 1903 mit den in 
den Reviſionsinſtanzen feſtgeſetzten oder noch feſtzu⸗ 
ſetzenden Aenderungen die rund 200 m lange Deich 
lücke zwiſchen dem jetzigen Groß⸗ und Klein⸗Blum⸗ 
berger Deiche bei kin 486,8 der Oderſtationierung 
zu ſchließen und ferner bei dem Dorfe Klein⸗Blum⸗ 
berg die Zurückverlegung des Deiches auf etwa 
1,5 km Länge zu bewirken, ferner zum Erſatze der 
abgeſchnittenen Entwäſſerungsgräben ein Siel zu 
erbauen und einen neuen Entwäſſerungsgraben nach 
der Deutſch⸗Neltkower Alten Oder rechts von 
km 488,4 zu ziehen ſowie zur Beſeitigung des 
Klein⸗Blumberger Binnenwaſſers ein zweites Siel 
nebſt Schöpfwerk zu erbauen, ferner den beſtehen⸗ 


bleibenden Teil des Klein⸗Blumberger Deiches, ſoweit 
es erforderlich iſt, bezüglich der durch das Hochwaſſer 
vom Juli 1903 entſtandenen Beſchädigungen auszu⸗ 
beſſern und in widerſtandsfähigen Zuſtand zu verſetzen. 

b) Sollten ſich im Laufe der Bauausführungen 
oder ſpäterhin Abweichungen von den urſprünglich 
projektierten Deichlinien oder Dammhöhen als 
wünſchenswert oder notwendig herausſtellen, ſo bleibt 
die nähere Feſtſtellung ſolcher Abweichungen auf 
Antrag oder nach Anhörung des Deichamtes dem 
Regierungs⸗Präſidenten zu Frankfurt a. O. vor⸗ 
behalten; dagegen ſind die ferneren Anlagen, welche 
zur Entwäſſerung der Verbandsländereien notwendig 
werden, auf den Antrag des Deichamtes durch den 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
feſtzuſtellen und vom Verband in gleicher Weiſe wie 
die früheren Anlagen zur Ausführung zu bringen 
und zu unterhalten. 

e) Der Deichverband iſt verpflichtet, den 
beſtehenden Deich, welcher an der hochwaſſerfreien 
Höhe oberhalb Pommerzig bei km 479,8 der Oder⸗ 
ſtationierung beginnt, und nach Herſtellung des 
Deichlückenſchluſſes bei km 487,7 endigt, ſowie 
den am Deichlückenſchluß anſchließenden Verbindungs⸗ 
dei) und den neu herzuſtellenden bezw. aus zu⸗ 
bauenden Klein⸗Blumberger Deich bis zur Deutſch⸗ 
Nettkower Mühle und ferner auch die Entwäſſerungs⸗ 
anlagen, ſoweit dieſelben gemäß § 2a vom Ber: 
bande herzuſtellen find, zu unterhalten. Die zur 
Zeit über die Unterhaltungspflicht der Deiche 
beſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere der Rezeſſe 
über die Gemeinheitsteilung der Feldmark und 
Teilung der Nittergutsländereien zu Groß⸗ und 
Klein⸗Blumberg vom 28. Mai 1895/30. Dezember 
1896 werden aufgehoben. 

d) Die Unterhaltung und Räumung der anderen 
Gräben nebſt Brücken verbleibt den bisherigen 
Unterhaltungspflichtigen unter Ueberwachung und 


Beaufſichtigung durch das Deichamt. 


74a 


154 


II. Verpflichtungen der Deichgenoſſen, 
Geldleiſtungen, Beſtimmung ihrer Höhe und 
Veranlagung nach dem Kataſter. 

§ 3. Die Arbeiten des Deichverbandes werden 
grundſätzlich nicht durch Naturalleiſtungen der 
Deichgenoſſen, ſondern für Geld aus der Deichkaſſe 
von dem Verbande ausgeführt. Wenn jedoch die 
Arbeiten nach dem Ermeſſen des Deichamtes nicht 
mit der erforderlichen Schnelligkeit oder nur mit 
erheblichen höheren Koſten beſchafft werden können, ſo iſt 
das Deichamt befugt, von den Deichgenoſſen auch Natu⸗ 
ralleiſtungen zu den notwendigen Arbeiten zu verlangen. 

§ 4. Die Koſten der Anlagen und ihrer Unter⸗ 
haltung ſowie der Verwaltung der Verbandsangelegen⸗ 
heiten werden von den Mitgliedern des Verbandes 
nach einem beſonderen Deichkataſter aufgebracht. 
In dies Kataſter werden diejenigen Grundſtücke der 
Niederung aufgenommen, welche von den Meliora⸗ 
tionsanlagen Vorteil haben, oder von welchen Schaden 
abgewendet wird. Das Deichkataſter wird von dem 
Regierungskommiſſar aufgeſtellt, welcher von dem 
Regierungspräſidenten in Frankfurt a. O. mit der 
Bildung des Deichverbandes beauftragt iſt. 

§ 5. Behufs der Feſtſtellung iſt das Deich⸗ 
kataſter nach vorheriger Prüfung durch den Regie⸗ 
rungspräſidenten in Frankfurt a. O. durch den 
Kommiſſar dem Deichamte vollſtändig, ſowie dem 
Gutsvorſteher von Pommerzig und den einzelnen 
Gemeindevorſtehern der mit Niederungsgrundſtücken 
beteiligten Gemeindebezirke (§ 1) auszugsweiſe mit⸗ 
zuteilen und zugleich durch das Amtsblatt der Regie⸗ 
rung zu Frankfurt a. O. eine vierwöchige Friſt zu 
beſtimmen, innerhalb welcher das Kataſter in einem 
von dem Deichamte zu beſtimmenden Lokale unter 
Aufſicht eines Beamten eingeſehen werden kann. 

§ 6. Beſchwerden gegen das Deichkataſter find 
binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen, welche 
mit Ablauf der vierwöchigen Auslegefriſt beginnt, 
bei dem Regierungskommiſſar anzubringen Dieſer 
hat die Beſchwerden unter Hinzuziehung des zuſtän⸗ 
digen Meliorationsbauinſpektors als Sachverſtändigen 
hinſichtlich der Grenzen des Ueberſchwemmungs⸗ 
gebietes, ferner des Beſchwerdeführers und eines 
Deputierten des Deichamtes zu unterſuchen. Mit 
dem Ergebniſſe der Unterſuchung werden die Betei⸗ 
ligten. nämlich die Beſchwerdeführer einerſeits und 
der Deputierte des Deichamtes andererſeits, bekannt 
gemacht Sind beide Teile mit dem Ergebniſſe 
einverſtanden, ſo hat es dabei ſein Bewenden und 
nötigenfalls erfolgt die Berichtigung des Deichkataſters. 
Andernfalls werden die Akten dem Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Frankfurt a. O. zur Entſcheidung 
über die Beſchwerde vorgelegt. Wenn die Beſchwerde 
verworfen wird, treffen ihre Koſten den Beſchwerde⸗ 
führer. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekannt⸗ 
machung der Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an 
den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten zuläſſig. 


Nach erfolgter Feſtſtellung iſt das Deichkataſter 
von dem Regierungs⸗Präſidenten zu Frankfurt a. O. 
auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 

§ 7. Sobald das Deichkataſter aufgeſtellt iſt, 
iſt das Deichamt berechtigt, Beiträge auszuſchreiben, 
und die Verbandsmitglieder ſind verpflichtet, ſie zu 
leiſten. Die Beiträge werden zunächſt lediglich nach 
der Fläche der beteiligten Grundſtücke ohne Rück⸗ 
ſicht auf deren Bonität oder Höhenlage aufgebracht. 
Wenn drei Jahre nach dem Beginne der Wirk⸗ 
ſamkeit der Melioration verfloſſen ſind, ſoll eine 
allgemeine Reviſion des Kataſters vorgenommen 
werden. Für die Einſchätzung iſt hierbei der 
Grundſatz maßgebend, daß die Beitragspflicht unter 
Berückſichtigung der Höhenlage der Grundſtücke nach 
Verhältnis des zugeführten Vorteiles und des 
abgewendeten Schadens abzumeſſen iſt. Für dieſes 
Verfahren kommen die Vorſchriften der Paragraphen 
5 und 6 ſinngemäß zur Anwendung. Als Sach⸗ 
verſtändige hinſichtlich der Bonität und Einſchätzung 
der Grundſtücke ſind bei der Unterſuchung der 
Beſchwerden zwei von dem Regierungs-Präſidenten 
in Frankfurt a. O. zu ernennende landwirtſchaftliche 
Fachmänner hinzuzuziehen. 

8 8. Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag wird 
auf zwei Mark für das Hektar und die Höhe des 
anzuſammelnden Reſervefonds auf 20 000 Mark 
feſtgeſetzt. 

8 9. In das Eigentum des Verbandes gehen 
über: Die von dem Verbande hergeſtellten Anlagen, 
der vorhandene Deich nebſt beiderſeitigen Schutz⸗ 
ſtreifen und das ſogenannte Deichbauland, ferner 
der von dem neuen Deiche beziehungsweiſe dem 
neuen Entwäſſerungsgraben nebſt beiderſeitigen 
Schutzſtreifen eingenommene Geländeſtreifen. 

Außerdem ſteht dem Deichverbande das Recht 
zu, zum Ausbau oder zur Unterhaltung der Deich⸗ 
anlagen aus dem Vorlande Boden und Raſen zu 
entnehmen, desgleichen auch im Binnenlande aus 
den Lehm⸗ und Sandgruben, ſoweit dieſe Flächen 
im Beſitz der Gemeinde oder von Genoſſenſchaften 


ſind. 
§ 10. Bezüglich der auf den Verband über⸗ 
gehenden Eigentums⸗ und Nutzungsrechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten wird die Auseinanderſetzung mit den 
bisher Berechtigten und Verpflichteten einem beſonderen 
Verfahren vorbehalten N 
III. Vertretung der Deichgenoſſen im Deichamte. 
8 11. Das Deichamt beſteht aus: 
a) dein Deichhauptmann oder ſeinem Stellvertreter 
als Vorſitzenden, 
b) dem Deichinſpektor, 
e) den gewählten Nepräfentanten der Deichgenoſſen. 
Bei Stimmengleichheit im Deichamte entſcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden. Kein Mitglied des 
Deichamtes führt mehr als eine Stimme. 
8 12. Das Amt des Deichhauptmanns und 
ſeines Stellvertreters iſt ein unentgeltliches Ehren⸗ 
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amt. Beide werden von den Mitgliedern des 
Deichamtes, welche die Vertretung der Deichgenoſſen 
bei ihm bilden, unter Leitung eines von dem 
Regierungs⸗Präſidenten zu Frankfurt a. O. ernannten 
Wahlkommiſſars auf ſechs Jahre gewählt. Sie 
brauchen dem Verbande als Genoſſen nicht anzu⸗ 
gehören; die Wahl bedarf der Beſtätigung durch 
den Regierungs⸗Präſidenten. 

Bare Auslagen im Intereſſe des Verbandes 
ſind dem Deichhauptmann und ſeinem Stellvertreter 
zu erſetzen. 

§ 13. Die Wahl und Beſtätigung des Deich⸗ 
inſpektors erfolgt in der für den Deichhauptmann 
vorgeſchriebenen Weiſe. 

8 14. Die Zahl der Repräſentanten der Deich⸗ 
genoſſen wird auf acht feſtgeſetzt. Es wählen die 
beteiligten Grundbeſitzer aus dem Gemeindebezirk 
Pommerzig drei, aus dem Gemeindebezirk Groß⸗ 
Blumberg drei und aus dem Gemeindebezirk Klein⸗ 
Blumberg einen Repräſentanten. Als Repräſentant 
für das Rittergut Pommerzig tritt hinzu der 
Beſitzer des Gutes beziehungsweiſe deſſen geſetzlicher 
Stellvertreter. 

Die beteiligten Grundbeſitzer wählen in der 
Gemeinde, in deren Gemarkung ihr Grundbefiß 
belegen iſt. 

Die Repräſentanten werden in direkter Wahl 
gewählt, das erſte Mal unter Leitung eines 
Kommiſſars der Aufſichtsbehörde, ſpäter unter der 
Leitung des Deichhauptmanns. 

$ 15. Wahlberechtigt iſt jeder großjährige 
Beſitzer eines deichpflichtigen Grundſtückes, welcher 
mit ſeinen Deichkaſſenbeiträgen nicht im Rückſtande 
und im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte iſt. 

Auch Pfarren, Kirchen und Schulen und andere 
juriſtiſche Perſonen, desgleichen Frauen und Minder⸗ 
jährige haben Stimmrecht für ihre deichpflichtigen 
Grundſtücke und dürfen es durch ihre geſetzlichen 
Vertreter oder durch Bevollmächtigte ausüben. 
Andere Beſitzer können ebenfalls ihren Zeitpächter, 
ihren Gutsverwalter oder einen anderen ſtimm⸗ 
fähigen Deichgenoſſen zur Ausübung ihres Stimm⸗ 
rechts bevollmächtigen. Gehört ein Grundſtück 
mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 
einer von ihnen im Auftrage der übrigen das 
Stimmrecht ausüben. 

Jeder Wahlberechtigte hat mindeſtens eine 
Stimme. Im übrigen richtet ſich das Stimmrecht 
ledes einzelnen nach der Größe ſeines beitrags⸗ 
pflichtigen Beſitzes mit der Maßgabe, daß für je 
ein Hektar je eine Stimme abzugeben iſt, wobei 
angefangene Hektare für voll gerechnet werden. 

3 16. Die Wahl der Nepräſentanten erfolgt 
auf ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheidet die 
Hälfte aus. Die das erſte Mal Ausſcheidenden 
werden durch das Los beſlimmt. Die Ausſcheidenden 
And wieder wählbar. Wählbar zu Repräſentanten 
uind nur Verbandsmitglieder und Pächter von Ver⸗ 


bandsgrundſtücken, wenn die Pachtung mindeſtens 
dreißig Hektar groß iſt. 

8 17. Für jeden Repräſentanten wird nach den 
für deren Wahl maßgebenden Vorſchriften ein 
Stellvertreter gewählt. 

Der Stellvertreter nimmt in Krankheits⸗ und 
Behinderungsfällen des Repräſentanten deſſen Stelle 
ein und tritt für ihn ein, wenn der Repräſentant 
während ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in 
der Niederung aufgiebt, ſeinen bleibenden Wohnſitz 
an einem entfernten Orte wählt oder durch Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte die Wahlſähigkeit 
verliert. 

§ 18. Die Liſte der Wähler wird mit Hilfe 
der Gemeindevorſteher von dem Deichhauptmann 
und, bis dieſer gewählt iſt, von dem Kommiſſar der 
Regierung (S 4) aufgeſtellt und vierzehn Tage lang 
in einem zur öffentlichen Kenntnis zu bringenden 
Lokale offen gelegt. Während dieſer Zeit kann jeder 
Beteiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der 
Liſte bei dem Wahlkommiſſar ($ 14 am Ende) 
erheben. Die Entſcheidung über die Einwendungen 
und die Prüfung der Wahlen ſteht dem Deichamte 
und, bis dieſes gebildet iſt, der Aufſichtsbehörde zu. 

§ 19. Im übrigen finden bei dem Wahl⸗ 
verfahren, ſowie inbetreff der Verpflichtung zur 
Annahme unbeſoldeter Stellen die Vorſchriften über 
die Gemeindewahlen entſprechende Anwendung. 

§ 20. Soweit dieſes Statut nicht abweichende 
Vorſchriften enthält, kommen für den Pommerzig⸗ 
Blumberger Deichverband die Beſtimmungen des 
Normal⸗Deich⸗Statuts vom 14. November 1853 
(Geſetz⸗Sammlung Seite 935) zur finngemäßen 
Anwendung. 

8 21. Abänderungen dieſes Deichſtatutes 
bedürfen der Landesherrlichen Genehmigung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, Schloß, den 1. Juni 1904. 
(LS.) gez. Wilhelm R. 

Zugleich für den Juſtizminiſter und den Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten. 

995. v. Podbiel ski. 
Bekanntmachung des Königlichen 
Provinzial⸗Steuer⸗ Direktors. 

Bei dem Stempel⸗ und Erbſchaftsſteueramt 
in Berlin iſt mit Genehmigung des Herrn Finanz⸗ 
miniſters eine neue Abteilung errichtet worden, die 
die Bezeichnung führt: 

Königliches Stempel⸗ und Erbſchaftsſteueramt, 
Abteilung VII. 

Berlin, den 14. Juni 1904. 

Der Provinzialſteuerdirektor. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 

(1) Die Verwaltung der zur Staatskaſſe 
fließenden Verkehrsabgaben bei den Oderbrücken in 
Cüſtrin und Schwedt unterſteht vom 1. April d. J. 
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ab dem Herrn Oberpräſidenten der Provinz Schleſien 
als Chef der Oderſtrombauverwaltung. 

Frankfurt a. O., den 16. Juni 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(2) Der Fiſcherei⸗ Verwalter Höflich zu 
Berneuchen iſt widerruflich zum Fiſcherei⸗Aufſeher 
ernannt und ihm die Fiſchereiaufſicht auf der Mietzel 
vom 15. Juni d. Is. ab übertragen. 

Frankfurt a. O., den 16. Juni 1904. 

Der Regierungspräſident. von Demwiß. 

(3) Der Rittergutsbeſitzer und Major a. D. 
von Waldow auf Wolgaſt iſt zum Stellvertreter des 
Vorſitzenden der Einkommenſteuer⸗Veranlagungs⸗ 
Kommiſfion für den Kreis Friedeberg N.⸗M. 
ernannt worden. 

Frankfurt a. O., den 14. Juni 1904. 

Königliche Regierung; 
Abteilung für direkte Steuern, Domänen u. Forſten A. 
von Dewitz. 

(4) Dem Regierungsbezirk Wiesbaden (Buch⸗ 
ſtabe T) find noch die Erkennungsnummern 1201 
bis 1700 für die Kraftfahrzeuge zugeteilt worden. 

Frankfurt a. O., den 18. Juni 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(5) Dem Regierungsbezirk Münſter (Bud: 
ſtabe X) find noch die Erkennungsnummern 1201 
bis 1500, dem Regierungsbezirk Köslin (Buchſtabe 
II) die Erkennungsnummern 801 bis 900 und dem 
Regierungsbezirke Oppeln (Buchſtabe K) die Er⸗ 
kennungsnummern 1801 bis 2100 für die Kraft⸗ 
fahrzeuge zugeteilt worden. 

Frankfurt a. O., den 12. Juni 1904. 

Der Regierungspräſident. von De witz. 
Bekanntmachungen der Kaiſerlichen Ober⸗ 
poſtdirektion zu Frankfurt a. O. 

(1) Am 4. Juni iſt bei der Poſthilfſtelle in 
Altenſorge eine Telegraphenanſtalt mit Fernſprech⸗ 
betrieb und öffentlicher Fernſprechſtelle eröffnet 
worden. 

Frankfurt a. O., den 6. Juni 1904. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 

(2) Die Poſtagentur in Zſchipkau führt fortan 
die Bezeichnung „Zſchipkau (N.⸗Lauſitz).“ 

Frankfurt a. O., den 15. Juni 1904. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 
Perſonal- Chronik. 

(J) Der bisher nicht vollbeſoldete Kreisarzt 
des Kreisarztbezirkes Sorau⸗Forſt Dr. Schaefer iſt 
zum vollbeſoldeten Kreisarzt dieſes Bezirkes ernannt 
worden. 

(2) Der Regierungskanzliſt Graetz iſt zum 
1. Juli d. J. in den Ruheſtand verſetzt worden. 

(3) Der Generalkommiſſions⸗Kanzliſt Hoppe 
iſt von Breslau nach Frankfurt a. O. verſetzt worden. 

(4) Dem Fräulein Edith Hintz in Friedenau, 


Kreis Arnswalde, iſt die Erlaubnis zur Annahme 


der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin im 
Regierungsbezirke erteilt worden. 

(5) Dem Fräulein Käthe Borowski iſt die 
Erlaubnis zur Fortführung der Privat⸗Mädchenſchule 
in Küſtrin⸗Vorſtadt erteilt worden. 

(6) Der etatsmäßige Hilfslehrer Rentſch iſt 
als Oberlehrer an dem Gymnaſium zu Luckau N. L. 
angeſtellt worden. 

(7) Die Wahl des Gemeindeſekretärs Köhler 
zu Neu- Weißenſee bei Berlin zum Bürgermeiſter 
der Stadt Lieberoſe auf die geſetzliche zwölfjährige 
Dienſtperiode iſt beſtätigt worden. 

(8) Im Kreiſe Croſſen a. O. find ernannt 
worden der Rittergutsbeſitzer, Ritterſchaftsrat Lemke 
in Briesnitz zum Amtsvorſteher für den 8. Amts⸗ 
bezirk Briesnitz und der Rittergutsbeſitzer Lindenberg 
in Schmachtenhagen zum Amtsvorſteher für den 
25. Amtsbezirk Schmachtenhagen. 

Vermiſchtes. 

(J) Erledigt wird die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Roſenthal, Diözefe Königsberg Nm. II, 
durch Emeritierung des Pfarrers Müller zum 
1. Januar 1905. 

Wiederbeſetzung erfolgt durch Gemeindewahl 
nach dem Pfarrwahlgeſetz vom 15. März 1886 — 
K. Geſ. u. V. Bl. S. 39. — Bewerbungen find 
ſchriftlich bei dem Königl. Konſiſtorium einzureichen. 

(2) Erledigt wird die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Arensdorf, Diözeſe Frankfurt a. O. II, 
durch Emeritierung des Pfarrers Budy am 1. Okto⸗ 
ber 1904. Wiederbeſetzung erfolgt durch Gemeinde⸗ 
wahl nach dem Pfarrwahlgeſetz vom 15. März 1886 
— K. Gef. u. V. Bl. S. 39. — Bewerbungen find 
ſchriftlich bei dem Königl. Konſiſtorium einzureichen. 

(3) Erledigt iſt die unter dem Patronate des 
Stifts Neuzelle (Königliche Regierung zu Frankfurt 
a. O.) ſtehende Pfarrſtelle zu Fünfeichen, Diözeſe 
Guben durch Ableben des Inhabers, Pfarrer Schulz. 
Die Gnadenzeit läuft bis zum 1. Dezember 1904. 

(4) Der bisherige Pfarramtskandidat Guſtav 
Mix in Cöslin iſt zum Pfarrer der Parochie Star⸗ 
gardt, Diözeſe Guben, beſtellt worden. 

(5) Der bisherige Pfarrer zu Terpt, Diözefe 
Calau, Theodor Hartmann iſt zum Pfarrer der 
Parochie Neuzauche, Diözeſe Lübben beſtellt worden. 

(6) Der bisherige Pfarramts⸗Kandidat Eckhardt 
Siegfried Rüdiger Kitzig iſt zum Pfarrer der Parochie 
Spechtsdorf, Diözeſe Arnswalde, beſtellt worden. 

(7) Die Nektorſtelle in Fürſtenfelde, Kreis 
Königsberg Nm., iſt frei. Bewerber, welche zugleich 
die Befähigung für die mit dem Rektorate verbundene 
Hilfspredigerſtelle befigen, wollen ſich bei der unter⸗ 
zeichneten Regierung unter Einreichung ihrer Zeng⸗ 
niſſe melden. 

Frankfurt a. O., den 31. Mai 1904. 

Königl. Regierung, Abt. für Kirchen⸗ u. Schulweſen. 


Rediglert im Büreau der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 


Druck der Königl. Hofbuchdruckerei 


rowitzſch & Sohn in Frankfurt a. O. 


